






sehen sich Langzeitarbeitslose als „Kunden“
klassifiziert, die mit einer Mischung aus profi-
ling (Erarbeitung eines individuellen Profils)
und strenger Handhabung der Zumutbarkeits-
regeln für eine reguläre Erwerbsarbeit aktiviert
werden sollen. Ihr Alltag besteht neben Suchak-
tivitäten häufig in der Bewältigung von Trai-
ningsmaßnahmen und sozial geförderter Ar-
beit. Zum täglichen Zwei-Stunden-Job gesellt
sich nicht selten das achtstündige Praktikum,
dessen Absolvierung zur Voraussetzung für den
Bezug von Transferleistungen wird. Hinzu
kommen Schnäppchenjagd und Altstoffsamm-
lung, wodurch der materielle Mangel schon bei
den Kindern offenbar wird. Übermäßiger TV-
Konsum, das sogenannte Unterschichtenfern-
sehen, entspringt dann eher einer Erschöpfung
bzw. dem Versuch, die Kinder wenigstens zeit-
weilig „ruhigzustellen“, als einer bewussten
Abkehr von den Werten einer leistungsorien-
tierten sozialen Mitte. 18

Selbstbegrenzung oder Regulierung?

Fassen wir zusammen: Das Regime der dis-
kontinuierlichen Zeit erzeugt in Abhängig-
keit von Alter, Qualifikation, Beruf und Ge-
schlecht unterschiedliche Klassen biografi-
scher Probleme. Insofern ist unstete Biografie
nicht gleich unstete Biografie und Optionen-
maximierung nicht gleich Optionenmaximie-
rung. Zwar ist das „unternehmerische Selbst“
zu einem nahezu universellen Leitbild gewor-
den, und tatsächlich ist jede bzw. jeder Ein-
zelne mehr und mehr gezwungen, zum Pla-
nungszentrum ihres bzw. seines eigenen Le-
bensentwurfs zu werden. Die Trias von
marktgetriebener Landnahme, verselbstän-
digter Beschleunigung und fremdbestimmter
Aktivierung beraubt jedoch eine immer grö-
ßere Zahl von Menschen der kulturellen, so-
zialen und finanziellen Ressourcen, die nötig
wären, um Optionenvielfalt und flexible Bio-
grafien mit einer längerfristigen Lebenspla-
nung zu verbinden. Als Folge wird die ständi-
ge Optimierung von Handlungsoptionen zu
einem individuellen Zwang, und die ständige
Bereitschaft zur Wahrnehmung sozialer
Chancen schlägt in sinkende Lebensqualität

um. Das Spektrum der Möglichkeiten erwei-
tert sich, doch die Selbstmanager werden
immer unzufriedener.

Lässt sich gegensteuern? Jeder Antwortver-
such sieht sich unweigerlich mit einer neuen
kulturellen Spaltungslinie konfrontiert.
Schon um handlungsfähig zu bleiben, finden
sich vor allem prekär beschäftigte Kreativar-
beiter im Leitbild unkonventioneller Arbeits-
marktintegration eher wieder als im Ideal
konventioneller Lohnarbeit. Dies ist diskurs-
politisch bedeutsam, denn die Botschaft einer
befreienden Wirkung flexibler Beschäfti-
gungsverhältnisse kann so weit über die Min-
derheiten gesicherter Selbstmanager hinaus
Beachtung finden. Wer als Selbständiger im
Weiterbildungssektor, als Freiberufler in den
Medien oder als Wissenschaftler mit ungewis-
sen Karriereaussichten nur vage Aussichten
auf eine Festanstellung hat, wird alles daran
setzen, seinem strukturell prekären Status po-
sitive Seiten abzugewinnen und Lebensfor-
men zu entwickeln, die etwaige Nachteile
kompensieren. Verständnis für Interessenpo-
litiken, die ausschließlich auf den Schutz kon-
ventioneller Vollzeitbeschäftigung zielen, ist
von diesen Gruppen kaum zu erwarten.

Allerdings sind auch die modernen Bastel-
biografien schutzbedürftig. Prekarität kann
mit Optionenvielfalt verbunden sein; Frei-
heitsgewinn bedeutet sie nicht. Erst eine re-
gulative Einschränkung „negativer Freihei-
ten“, die auf Kosten anderer genutzt werden,
ermöglicht es, Optionenvielfalt und damit
verbundene Unsicherheit als positive Heraus-
forderung zu begreifen. Daher ist bloße
Selbstbeschränkung, die normative Orientie-
rung an einem gelingenden Leben, keine zu-
reichende Bewältigungsstrategie. Ohne wirk-
same Regulierung und soziale Schutzmecha-
nismen, die Menschen in großer Zahl
überhaupt erst in die Lage versetzen, „ihr
Leben so zu gestalten, wie sie es wollen“, 19

wird Freiheitsgewinn im neuen Lebenslaufre-
gime eine Sache privilegierter Minderheiten
bleiben.

18 Dies sind Eindrücke, die der Autor während der
„zweiten Welle“ einer Befragung von ALG-II-Bezie-
hern sammeln konnte. Vgl. dazu Peter Bescherer/Silke
Röbenack/Karen Schierhorn, Nach Hartz IV: Er-
werbsorientierung von Arbeitslosen, in: APuZ, (2008)
33–34, S. 19–24.

19 Burkart Lutz, „Sozialismus, warum denn nicht?“,
in: Mitbestimmung, 55 (2009) 1–2, S. 48–51.
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Marina Rupp

Regenbogen-
familien

Ein sehr kleiner Teil der Kinder in
Deutschland wächst unter der Obhut

von zwei Müttern oder zwei Vätern auf. Für
diese Familien hat
sich der Name „Re-
genbogenfamilie“ eta-
bliert. Die demogra-
phischen Informatio-
nen zu diesen
Familien sind bislang
eher dürftig und
wenig belastbar –
zumal selbst die
Daten des Mikro-
zensus 1 auf eine sehr
kleine Grundgesamt-

heit gründen, was ihre Zuverlässigkeit schmä-
lert. Dennoch sollen nachfolgend zentrale
Aspekte der rechtlichen Rahmenbedingungen
skizziert und einige Basisinformationen vor-
gestellt werden, ehe auf neueste Studiener-
gebnisse zu wichtigen Charakteristika und
der Lebensgestaltung von Regenbogenfami-
lien in Deutschland eingegangen wird. 2

Rahmenbedingungen

Seit 2001 gibt es auch für gleichgeschlechtlich
orientierte Paare eine Möglichkeit, ihre Bezie-
hung zu formalisieren: die sogenannte Einge-
tragene Lebenspartnerschaft (LP), die durch
das Lebenspartnerschaftsgesetz geregelt ist
(LPartG). Diese Institution wurde nicht mit
denselben Rechten wie die Ehe ausgestattet.
Auch mit den Veränderungen im Rahmen des
„Lebenspartnerschaftsüberarbeitungsgesetzes“
erfolgte keine Gleichstellung mit der Heirat.
Mit der Eintragung ist die Verpflichtung zum
gegenseitigen Unterhalt verbunden. Vereinba-
ren die Partnerinnen bzw. Partner keinen an-
deren Güterstand, so gilt für sie seit 2005 das
Prinzip der Zugewinngemeinschaft. Die Part-
ner entscheiden, ob sie eine vertragliche Va-
riante wählen oder eine Ausgleichsgemein-
schaft bilden, bei der – anders als bei der Zu-
gewinngemeinschaft – kein gemeinsames
Vermögen erworben wird. Weiterhin wird die

erbrechtliche Position der Lebenspartnerinnen
bzw. -partner zueinander bestimmt: Neben
Verwandten erster Ordnung ist der überleben-
de Partner zu einem Viertel des Nachlasses ge-
setzlicher Erbe. Die LP gewährt die Möglich-
keit, einen gemeinsamen Namen zu tragen
(Lebenspartnerschaftsnamen) und räumt unter
bestimmten Umständen auch einen nachpart-
nerschaftlichen Unterhalt ein. Die Lösung der
Verbindung erfolgt auf Antrag und vor Ge-
richt. Steuerrechtlich beinhaltet die LP keine
Gleichstellung mit der Ehe – eine gemeinsame
Veranlagung ist nicht möglich.

Die rechtlichen Regelungen stecken auch
den Rahmen für die Ausgestaltung von El-
ternschaft ab. Für gleichgeschlechtliche Paare
ist es weniger einfach einen Kinderwunsch zu
verwirklichen, da sie quasi auf „externe“ Un-
terstützung angewiesen sind. Für Frauen ist
eine künstliche Befruchtung denkbar: Repro-
duktionsmedizinische Eingriffe sind in
Deutschland rechtlich zulässig, doch auf-
grund der Vorgaben der Bundesärztekammer
nur für Ehefrauen verfügbar. Gelingt es lesbi-
schen Frauen schwanger zu werden, so stehen
verschiedene Fragen an: Theoretisch kann die
Lebenspartnerin das Kind im Rahmen der
Stiefkindadoption annehmen und auf diese
Weise auch rechtlich gesehen ein vollwertiger
zweiter Elternteil werden. Dafür ist jedoch
die Zustimmung des biologischen Elternteils
– also des Vaters – erforderlich. Wird der
Vater jedoch „amtlich“ gemacht, besteht das
Risiko, dass er seine Elternrechte behalten
möchte und in die Stiefkindadoption nicht
einwilligt oder aber die zuständigen Behör-
den widersprechen. Geht die Frau den „siche-
ren“ Weg und wählt einen anonymen Samen-
spender oder verschweigt die Identität des
Vaters, nimmt sie dem Kind die Möglichkeit,
seine Herkunft kennenzulernen und verstößt
somit gegen dessen Recht auf Kenntnis seiner
Abstammung. In der Praxis finden wir daher
Zwischenlösungen, da vielen Paaren sowohl
die Elternrechte beider Partnerinnen bzw.
Partner als auch die Möglichkeit des Kindes,
den Vater kennenzulernen, wichtig sind.
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1 Der Mikrozensus ist eine Erhebung bei einem Pro-
zent der Haushalte in Deutschland (Zufallsauswahl).
2 Die diesem Beitrag zugrunde liegende Unter-
suchung von Regenbogenfamilien in Deutschland
wurde vom Bundesministerium der Justiz in Auftrag
gegeben. Vgl. Marina Rupp (Hrsg.), Die Lebenssitua-
tion von Kindern in gleichgeschlechtlichen Lebens-
partnerschaften, Köln 2009.
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Für Männerpaare ist es weitaus schwieri-
ger ein eigenes Kind zu bekommen, zumal
die Vermittlung einer Ersatzmutter in
Deutschland nicht zulässig ist. Eine Mög-
lichkeit ein leibliches Kind zu bekommen,
besteht in Form der queerfamily, in der sie
sich mit (lesbischen) Frauen bzw. Paaren
zusammenfinden. Allerdings stellt sich auch
hier die Frage der rechtlichen Stellung der
Eltern. Stiefkindadoptionen sind grundsätz-
lich nicht nur für Kinder möglich, die inner-
halb der LP geboren wurden, sondern auch
für „mitgebrachte“ Kinder. Aufgrund des
Einwilligungserfordernisses und der Bezie-
hungen zum anderen Elternteil sind diese
Fälle aber sehr selten. Für Paare, die gerne
Kinder hätten, aber selbst keine bekommen
können, gibt es grundsätzlich die Möglich-
keit der Adoption. 3 Dies ist – allgemein,
aber für gleichgeschlechtliche Paare insbe-
sondere – kein einfaches Unterfangen, unter
anderem, weil die „Konkurrenz“ groß ist.
Generell gibt es für ein zur Adoption ste-
hendes Kind rund zehn Bewerber. 4 Anders
als Ehepaare können gleichgeschlechtliche
Paare nicht gemeinsam adoptieren. Weil nur
ein Partner Elternrechte übernimmt, ist das
Kind weniger gut abgesichert, was zu einem
Argument gegen eine Vermittlung an gleich-
geschlechtliche Paare geraten kann. Für die
Beziehung zwischen sozialem (d. h. nicht-
leiblichem) Elternteil und dem Kind gibt es
die Regelung des „kleinen Sorgerechts“: Der
soziale Elternteil in LP kann dieses im Ein-
vernehmen mit dem leiblichen Elternteil
ausüben, jedoch nur dann, wenn dieser al-
lein sorgeberechtigt ist.

Basisdaten

Hochrechnungen auf Basis des Mikrozensus
ergeben, dass in Deutschland mindestens
68 400 gleichgeschlechtliche Paare in einem
gemeinsamen Haushalt leben – mindestens,
weil die Datenbasis die Anzahl eher unter- als
überschätzt. 5 Dabei ist anzumerken, dass das
Risiko von Schätzfehlern aufgrund der klei-

nen Ausgangsbasis nicht unerheblich ist. Vor
diesem Hintergrund können die meisten De-
tailinformationen nicht speziell für Eingetra-
gene Lebenspartnerschaften ausgewiesen
werden. Die weit überwiegende Mehrheit
(93 %) der gleichgeschlechtlichen Lebensge-
meinschaften lebt nicht mit Kindern zusam-
men. Insgesamt wuchsen 2007 rund 7000
Kinder in Regenbogenfamilien auf – und
zwar hauptsächlich in Familien von zwei
Frauen (92 % der Kinder). Der Anteil von
Regenbogenfamilien an allen Familienhaus-
halten mit Kindern ist verschwindend gering
und liegt im Bereich von einem Promille.
Gleiches gilt für den Anteil an Kindern, die
in diesen Familien aufwachsen.

Von den gleichgeschlechtlichen Lebensge-
meinschaften haben 15 800 bzw. 23 Prozent
eine Eingetragene Lebenspartnerschaft be-
gründet. Generell nutzen Männerpaare diese
Option häufiger als Frauen und stellen rund
65 Prozent der eingetragenen Paare. Auch
von den Eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten hat der größte Teil (89 %) keine Kinder,
aber es gibt unter diesen doch etwas häufiger
Familien als in den gleichgeschlechtlichen Le-
bensgemeinschaften insgesamt. Ähnlich wie
heterosexuelle Paare in Deutschland (West)
scheinen auch bei diesen Paaren die Eltern-
schaft und die Institutionalisierung der Part-
nerschaft in einem Zusammenhang zu stehen.
Mit unserer Studie wurden erstmals deutsch-
landweit differenzierte Informationen über
diese Familienform erhoben.

Beschreibung der Studie

Regenbogenfamilien sind bislang eher unter-
erforscht. Die vorliegenden Ergebnisse stüt-
zen sich in aller Regel auf kleine Stichproben.
Umso bedeutsamer ist es, dass die Datenbasis
für die nachfolgenden Ausführungen die In-
formationen von 1059 gleichgeschlechtlichen
Eltern bilden. Sie repräsentieren 767 Fami-
lien, da teilweise beide Partnerinnen bzw.
Partner eines Paares interviewt wurden. Falls
in den Familien mehr als ein Kind lebte, wur-
den die Befragten gebeten, ihre Angaben auf
unterschiedliche Kinder zu beziehen. Somit
standen für unsere Analysen Informationen
zu 852 Kindern zur Verfügung.

3 Vgl. Winfried Griebel/Wassilios Fthenakis, Adop-
tion in der Lebenspartnerschaft – aus psychosozialer
Sicht, in: Harald Paulitz (Hrsg.), Adoption. Positio-
nen, Impulse, Perspektiven, München 2006, S. 169–
180.
4 Vgl. Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom
22. 7. 2009, in: www.destatis.de (18. 8. 2009).
5 Vgl. Bernd Eggen, Gleichgeschlechtliche Lebens-
gemeinschaften mit und ohne Kinder, in: ifb-Mate-

rialien, (2009) 1, in: www.ifb-bamberg.de/Publikatio-
nen (18. 8. 2009).

26 APuZ 41/2009



Unter den Befragten überwiegen Paare, die
in Eingetragener Lebenspartnerschaft leben.
Dies steht auch vor dem Hintergrund, dass
der Familienstand „verpartnert“ amtlich be-
kannt ist und die Paare daher direkt angespro-
chen werden konnten. Für die Stichprobenge-
winnung wurden nahezu alle den Meldebe-
hörden bekannten Paare in Eingetragener
Lebenspartnerschaft schriftlich oder telefo-
nisch kontaktiert. 6 Von den schätzungsweise
2200 bis 2500 Elternpaaren, die eine Eingetra-
gene Lebenspartnerschaft begründet haben,
nahmen 625 Paare (866 Einzelpersonen) an
der Studie teil. Weniger gut sieht die Reprä-
sentation der Familien ohne Eintragung aus,
unter anderem, weil diese nicht persönlich in-
formiert werden konnten. Aus dieser Gruppe
konnten 142 Paare (193 Einzelpersonen) ein-
bezogen werden, was einer geschätzten Quote
von rund 3 Prozent der Zielfamilien ent-
spricht. Nachdem unsere Analysen keine gra-
vierenden inhaltlichen Unterschiede zwischen
beiden Gruppen erbrachten, werden diese so-
weit möglich zusammen besprochen.

Die Befragung von Eltern in Regenbogenfa-
milien wurde durch eine Kinderstudie er-
gänzt, in der 123 Kinder und Jugendliche in-
terviewt wurden, und eine Expertenbefra-
gung, an der sich 29 Angehörige verschiedener
Berufsgruppen beteiligten.

Charakteristika

Die Eltern in Regenbogenfamilien sind zu-
meist weiblich; Männerpaare stellen 7 Pro-
zent der Befragten. Typisch für Regenbogen-
familien ist eine geringe Kinderzahl: Oftmals
(64 %) gibt es (bislang) nur ein Kind, 27 Pro-
zent der Paare haben zwei Kinder, 8 Prozent
der Paare drei oder mehr Kinder. Allerdings
wünschen sich rund vier von zehn Familien
weiteren Nachwuchs.

Ausgesprochen hoch ist das Bildungs- und
Qualifikationsniveau der Befragten: 61 Pro-
zent haben Abitur, 49 Prozent einen (Fach)-
Hochschulabschluss. Drei Viertel der Befrag-
ten sind aktuell berufstätig, 14 Prozent befin-
den sich in der Elternzeit, 4 Prozent
bezeichnen sich als Hausfrauen bzw. -män-
ner. Die Erwerbsquote ist insgesamt gesehen
deutlich höher als bei heterosexuellen Fami-

lien, gleichzeitig sind die Eltern in Regenbo-
genfamilien häufiger in Teilzeit erwerbstätig.
Der Erwerbsumfang beider Partnerinnen
bzw. Partner ist anderen Befunden zufolge
über längere Zeit hinweg betrachtet sehr ähn-
lich. 7 Sie zeigen somit ein etwas anderes
Muster als heterosexuelle Elternpaare, bei
denen zumeist der Mann in Vollzeit berufstä-
tig ist, während die Frau nicht, geringfügig
oder in Teilzeit beschäftigt ist. Der Erwerbs-
situation entsprechend liegen die erzielten
Einkommen überwiegend im mittleren Be-
reich. Bei 51 Prozent der Paare beträgt das
monatliche Familieneinkommen zwischen
2600 und 4500 Euro, bei 31 Prozent ist es ge-
ringer und bei 12 Prozent höher.

Eltern und Kinder

Die rechtlichen Rahmenbedingungen der El-
ternschaft spiegeln sich in verschiedenen Fa-
milienkonstellationen mit unterschiedlichem
Hintergrund wider (Grafik S. 29). Zahlenmä-
ßig relevant sind vor allem zwei Konstellatio-
nen: Familien mit Kindern, die in dieser Part-
nerschaft geboren wurden (42 %), und Fami-
lien mit Kindern, die aus einer früheren – in
der Regel heterosexuellen – Beziehung stam-
men (ca. 50 %). Kleinere Gruppen bilden Pfle-
gefamilien (6 %) und Familien, die ein frem-
des Kind adoptiert haben (2 %), wobei die
Adoption meist im Ausland vollzogen wurde.

Die Herkunft der Kinder ist maßgeblich für
die formale Beziehung zwischen Kind und
nicht-leiblichem Elternteil in der Regenbogen-
familie. Der größte Teil (76 %) der Kinder aus
früheren Partnerschaften hat Kontakt zu sei-
nem zweiten Elternteil – zumeist handelt es
sich dabei um den Vater. Diese Regenbogenfa-
milien sind in dieser Hinsicht mit anderen Stief-
familien vergleichbar: Zwar gibt es seltener ein
gemeinsames Sorgerecht der getrennten Eltern,
da 44 Prozent der Regenbogen-Eltern die elter-
liche Sorge allein ausüben, aber die Kontakt-
struktur ist ähnlich. Das Engagement der „ex-
ternen“ Elternteile bei der Erziehung variiert
zwischen kaum und stark. Vor diesem Hinter-
grund ist verständlich, dass die sozialen Eltern-
teile – ähnlich wie in heterosexuellen Stieffami-
lien – nur sehr selten formale Elternrechte er-

6 Es wurde versucht, zu mehr als 11 000 Adressen
Kontakt herzustellen.

7 Vgl. Nanette Gartrell u. a., The National Lesbian
Family Study: V. Interviews with Mothers of 10-Year-
Olds, in: Feminism and Psychology, 16 (2006) 2,
S. 175–192.
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worben haben. Eine Stiefkindadoption wird
mit Blick auf die Beziehungen zum externen El-
ternteil zumeist nicht in Erwägung gezogen.
Nur in vier Familien gab es eine Stiefkindadop-
tion. Sechs Familien mit Kindern aus früheren
Beziehungen haben einen gescheiterten Adop-
tionsversuch hinter sich. Die Abweisung des
Ersuchens wurde entweder mit dem bestehen-
den Sorgerecht des zweiten leiblichen Eltern-
teils oder mit dessen Widerstand begründet.

Die sozialen Eltern wünschen sich sehr
häufig eine Stiefkindadoption, zumal sie fast
alle angeben, eine gute bis sehr gute Bezie-
hung zu den Kindern zu haben (95 %). Von
den Familien mit Kindern aus einer früheren
Beziehung leben die Partnerinnen bzw. Part-
ner zu 79 Prozent in einer Eingetragenen Le-
benspartnerschaft. Bei den Paaren mit Kin-
dern aus der aktuellen Beziehung liegt der
Anteil der „Verpartnerten“ mit 88 Prozent
noch höher. Die Kinder wurden ganz über-
wiegend von beiden Partnern – in der Regel
Partnerinnen – gemeinsam gewünscht und
geplant. Vaterfamilien mit „gemeinsamem
Kind“ sind sehr selten (2,5 %). Die Mütter
wurden oftmals durch eine Samenspende
schwanger, wobei es unterschiedliche Vorge-
hensweisen gibt: So wurde die Befruchtung
teils mittels medizinischer Hilfe, teils in „Ei-
genregie“ vorgenommen. 8 Auch die Wege
zur Samenspende unterscheiden sich: Manche
suchten einen geeigneten Spender im Bekann-
tenkreis, andere griffen auf eine Samenbank
zurück. Insgesamt ist rund die Hälfte der Sa-
menspender bekannt. Das bedeutet jedoch
nicht, dass die Vaterschaft auch amtlich regis-
triert wurde. Vielmehr sind nur bei 18 Pro-
zent der Kinder, die in die Lebensgemein-
schaft hineingeboren wurden, die Väter in das
Geburtenbuch eingetragen.

Eine maßgebliche Rolle bei der Entschei-
dung für oder gegen die Registrierung der Va-
terschaft spielt die rechtliche Position des
nicht-leiblichen Elternteils. Soll das Kind
durch die Partnerin als Stiefkind adoptiert
werden, kann die Eintragung des Vaters in
das Geburtenbuch als Risiko erscheinen, da
dieser und die zuständigen Behörden in die
Stiefkindadoption einwilligen müssten. Dies
spielt heute bei der Abwägung, ob der Vater
angegeben werden soll oder nicht, durchaus

eine Rolle. Die ausführlichen Gespräche mit
den Eltern zeigten zudem, dass dieses Thema
schwierig ist und viele Aspekte zu bedenken
sind. Dabei wurde auch dem Interesse des
Kindes, beide leibliche Eltern zu kennen,
große Bedeutung beigemessen.

Paare, die ihre Kinder gemeinsam geplant
und in der aktuellen Beziehung bekommen
haben, möchten in der Regel auch Elternver-
antwortung gemeinsam übernehmen. Dies
dokumentiert sich in dem – zumeist von bei-
den Partnerinnen bzw. Partnern geäußerten –
Wunsch nach einer Stiefkindadoption. Bis-
lang ist diese in 42 Prozent der Familien mit
eigenem Kind bereits vollzogen worden. In
rund 28 Prozent der Familien, die das Verfah-
ren bereits durchlaufen haben, hat der andere
leibliche Elternteil der Adoption zugestimmt
(in den übrigen Fällen war die Zustimmung
nicht erforderlich).

Von den Eltern, welche diesen Schritt noch
nicht getan haben, streben fast alle eine Stief-
kindadoption an. Nur 7 Prozent lehnen diese
ab und 2 Prozent waren zum Befragungszeit-
punkt unentschlossen. Dabei sprachen sich die
leiblichen Eltern etwas weniger häufig (85 %)
für eine Stiefkindadoption aus als die sozialen
(97 %). Das Interesse der sozialen Eltern am
Erhalt der Elternrechte ist demnach stark aus-
geprägt und wird von fast allen Müttern und
Vätern mit Kindern aus der aktuellen Bezie-
hung geteilt. In rund zwei Dritteln der adopti-
onswilligen Familien wurden bereits konkrete
Schritte zur Umsetzung des Vorhabens unter-
nommen. Als Motive für die Stiefkindadopti-
on nennen 83 Prozent die rechtliche Absiche-
rung ihrer Elternposition. Aber auch die Aner-
kennung als Familie (67 %) und der
gemeinsame Kinderwunsch (58 %) bilden
wichtige Gründe. Materielle Vorteile werden
eher selten genannt.

Die Beziehungen zum anderen leiblichen
Elternteil gestalten sich in diesen Familien-
konstellationen sehr unterschiedlich. Neben
der Tatsache, dass der Vater bei rund der
Hälfte der Familien nicht bekannt und somit
auch nicht greifbar ist, gibt es zum Beispiel
die typischen „externen Väter“, die sich
wenig einmischen, aber mehr oder weniger
regelmäßigen Kontakt zu ihren Kindern pfle-
gen. Es gibt aber auch engagierte Väter, die
Verantwortung übernehmen und sich am Er-
ziehungsalltag beteiligen. Alle Väter, die eine

8 Vgl. Birgit Sawatzki, Que(e)r zur Familie. Lebens-
entwürfe lesbischer Mütter, Marburg 2004.
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Unterhaltspflicht haben, kommen dieser je-
doch regelmäßig und in vollem Umfang nach.

Kreative Lösungen der Frage der Eltern-
schaft bildet die queerfamily, in denen sich
lesbische und schwule Personen zusammen-
tun, um ihren Wunsch nach einem Kind zu
erfüllen. Aber auch in diesen Fällen können
biologische und soziale Elternschaft und
„amtliches“ Elternrecht auseinanderfallen,
wenn zum Beispiel die Frauen den Verzicht
auf eine Eintragung im Geburtenbuch zur
Bedingung machen. So finden sich in der Stu-
die Paare, in denen die Väter zwar eine
durchaus aktive Rolle im Leben ihrer Kinder
spielen, aber nicht als solche registriert sind.

Familienalltag unter dem Regenbogen

Grundsätzlich zeigen die Regenbogeneltern
eine gleichmäßigere Aufteilung von Berufstä-
tigkeit und einen höheren Anteil von Teilzeit-
beschäftigten im Vergleich zu heterosexuellen
Eltern. Zwar ist auch hier vor allem der leibli-
che Elternteil in Teilzeit beschäftigt (40 %)
oder befindet sich in der Elternzeit (21 %),
während die Partnerinnen bzw. Partner häufi-
ger (62 % im Vergleich zu 39 %) Vollzeit be-
rufstätig sind. 9 Doch liegen die Teilzeitquoten
deutlich über denen von Vätern in heterosexu-
ellen Beziehungen. Die Erwerbsbeteiligung ist
auch in Regenbogenfamilien abhängig vom
Alter des Kindes, allerdings kehren die Mütter
nach der Geburt eines Kindes früher in das Be-
rufsleben zurück. So sind im ersten Jahr des
Kindes 61 Prozent der Mütter nicht berufstä-
tig, im zweiten sinkt der Anteil jedoch bereits
auf 29 und im dritten auf 21 Prozent. Zum Ver-
gleich: Von allen Müttern in Deutschland mit
Kindern unter drei Jahren sind 57 Prozent
nicht erwerbstätig. 10

Diese Besonderheiten in der Erwerbsparti-
zipation korrespondiert mit einer höheren
Gleichverteilung der familialen Aufgaben
zwischen den Partnerinnen und Partnern –
ein Ergebnis, das bereits aus anderen Studien
bekannt ist. 11 So bezeichnen sich die Befrag-
ten – je nach Tätigkeit – zu 37 Prozent (bei
der Wäsche) bis zu 60 Prozent (beim Putzen)

als gemeinsam oder abwechselnd für die
häuslichen Aufgaben zuständig. Neben der
relativ seltenen ausschließlichen Zuweisung
an eine der Partnerinnen bzw. einen der Part-
ner fällt auch auf, dass häufiger Aufgaben de-
legiert werden. Man leistet sich zum Beispiel
eine Putzhilfe, wenn keiner diese Aufgaben
übernehmen mag oder Konflikte vermieden
werden sollen. Leitlinien der Aufgabentei-
lung sind vor allem Fähigkeiten, Vorlieben
und teilweise auch der Anspruch an Gleich-
verteilung. Ganz entscheidend sind jedoch
die zeitlichen Spielräume, welche die Befrag-
ten haben: 79 Prozent teilen die Arbeiten ent-
sprechend ihrer zeitlichen Möglichkeiten auf.

Kindbezogene Aufgaben

Die sozialen Eltern engagieren sich in sehr
hohem Maße für die Kinder. Dass ihr Einsatz
dem Niveau der leiblichen Elternteile gleich-
kommt, wird in Familien mit „gemeinsamem
Kind“ von nahezu allen Befragten bestätigt.
Ein wenig zurückhaltender erweisen sich
nicht-leibliche Eltern, wenn das Kind aus einer
früheren Beziehung stammt, aber auch hier
stehen mehr als drei Viertel nicht hinter den
leiblichen Eltern zurück. Rund ein Fünftel
übernimmt zudem in ausgewählten Bereichen
Erziehungsverantwortung. Dass sich die Part-
nerin bzw. der Partner nur in geringem Maße
einbringen, kommt somit sehr selten vor.

Auch im Hinblick auf die kindbezogenen
Aufgaben ist selten nur eine Partnerin bzw. ein
Partner zuständig. Meist wechseln sich die El-
tern in Regenbogenfamilien ab oder handeln
gemeinsam. Ein Vergleich mit heterosexuellen
Paaren zeigte sogar, dass sich die sozialen Müt-

Grafik: Herkunft der Kinder in Regenbogenfamilien
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Quelle: ifb-Studie „Kinder in gleichgeschlechtlichen Lebens-
gemeinschaften“ 2008.

9 Werte ohne Pflege- und Adoptivfamilien.
10 Mikrozensus 2007, ifb-Berechnungen.
11 Vgl. Lawrence A. Kurdek, The Allocation of House-

hold Labor by Partners in Gay and Lesbian Couples, in:
Journal of Family Issues, 28 (2007) 1, S. 132–148.
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ter in Regenbogenfamilien mehr einbringen als
Väter in Kernfamilien. 12 Dies betrifft in be-
sonders hohem Maße Freizeitaktivitäten mit
einem Anteil von 77 Prozent sowie Gespräche
mit dem Kind und Vorlesen, welche zu 71 Pro-
zent von beiden gleichermaßen übernommen
werden. Bei der Beaufsichtigung der Kinder
und beim „Bring- oder Begleitservice“ sind zu
mehr als 60 Prozent beide aktiv. Die Hausauf-
gabenbetreuung wird etwas häufiger (49 %)
eher einem Elternteil zugeordnet. Sind kleine
Kinder zu versorgen, übernimmt eher der leib-
liche Elternteil diese Aufgaben, was unter an-
derem damit korrespondiert, dass dieser häufi-
ger nicht oder in geringerem Umfang berufstä-
tig ist als der soziale Elternteil. Vor allem die
leiblichen Eltern nutzen die Möglichkeit von
Erwerbsunterbrechungen, insbesondere im
Rahmen der Elternzeit, um für die Familientä-
tigkeiten zur Verfügung stehen zu können.

Resümierende Diskussion

Regenbogenfamilien sind sehr vielfältig und
stehen – je nach Entstehungsgeschichte und
Biographie ihrer Kinder – vor unterschiedli-
chen Aufgaben. Bei deren Bewältigung spie-
len die rechtlichen und die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen keine geringe Rolle.
Diese könnten in verschiedenen Bereichen
den komplexen Familienstrukturen in Regen-
bogenfamilien besser angepasst werden. Al-
lerdings gibt es hierzu divergierende Positio-
nen und somit keine einfache Lösung.

Dass die Paare in Eingetragenen Lebens-
partnerschaften nicht gemeinsam adoptieren
können, wirkt sich sowohl auf die Chancen
einer Adoption als auch in der Familienreali-
tät auf die mangelnde Absicherung der Kin-
der durch einen zweiten Elternteil aus. Diese
Situation wird von den befragten Eltern und
Expertinnen bzw. Experten unterschiedlich
eingeschätzt. Während einige dafür plädieren,
diesen Mangel zugunsten des Kindeswohls zu
beheben, argumentieren einzelne Expertinnen
bzw. Experten gegen eine Adoption durch
gleichgeschlechtliche Paare. Sie möchten den

Kindern neben dem „Verlust“ der eigenen Fa-
milie nicht das Risiko der Diskriminierung
zumuten, das beim Aufwachsen in einer
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft
nicht auszuschließen sei.

Die Möglichkeit der Stiefkindadoption wird
insbesondere für Kinder, die in die Beziehung
hineingeboren wurden, in hohem Maße wahr-
genommen und von den Eltern auch für wichtig
erachtet. Von den Expertinnen bzw. Experten
werden hier vor allem schnellere und einheitli-
che Verfahren gefordert. Teilweise wird die For-
derung unterstützt, dass Kinder, die in die Le-
benspartnerschaft geboren werden, automa-
tisch eine rechtliche Beziehung zu beiden
gleichgeschlechtlichen Eltern erhalten sollten.
Eine solche Regelung würde automatisch – wie
bei Ehepaaren – die Rechte der Samenspender
beschneiden. Schwierigkeiten bereitet somit in
diesen Fällen vor allem die Frage, wie die Bezie-
hung zum anderen leiblichen Elternteil – in der
Regel dem Vater – ausgestaltet werden soll.
Hier können Interessenkonflikte zwischen den
Anliegen der externen leiblichen und der sozia-
len Elternteile entstehen: Denn es ergeben sich
– wie bei heterosexuellen Patchworkfamilien
auch – Diskrepanzen zwischen faktischer und
rechtlicher Elternschaft, da das Recht solche
Konstellationen nicht berücksichtigt. 13 Und
schließlich ist auch das Recht des Kindes auf
Kenntnis seiner Herkunft zu bedenken.

Für die Familien mit Kindern aus vorheri-
gen, heterosexuellen Beziehungen stellt sich
die Frage der Stiefkindadoption seltener, da
oftmals der andere leibliche Elternteil verfüg-
bar ist und Elternrechte besitzt. Dies wird von
der Mehrheit der leiblichen Eltern akzeptiert,
wenngleich ein Teil der sozialen Eltern gerne
auch formale Verantwortung für die Kinder
übernehmen würde. Dieser Wunsch wird mit
dem tatsächlichen Engagement für das Kind
begründet. Ein Teil dieser Eltern kann zumin-
dest das kleine Sorgerecht ausüben, da ihren
Partnerinnen bzw. Partnern die alleinige Sorge
für das Kind zusteht. Die Eltern wünschen vor
allen Dingen eine größere Wertschätzung ihrer
Leistungen für die Familie.

12 Vgl. Nanette Gartrell u. a., The National Lesbian
Family Study: II. Interviews with Mothers of Toddlers,
in: American Journal of Orthopsychiatry, 69 (1999) 3,
S. 362–369; dies. u. a., The National Lesbian Family
Study: III. Interviews with Mothers of Five-Year-Olds,
in: American Journal of Orthopsychiatry, 70 (2000) 4,
S. 542–548. Kernfamilie = leibliche Mutter plus leib-
licher Vater und Kind(er).

13 Vgl. Nina Dethloff, Kindschaftsrecht des 21. Jahr-
hunderts. Rechtsvergleich und Zukunftsperspektiven,
in: Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe,
(2009) 4, S. 141–147.
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Dieter Otten · Nina Melsheimer

Lebensentwürfe
„50plus“

Die Moderne hat über Jahrhunderte hin-
weg ein klassen- und schichtübergrei-

fendes Biographiemodell entwickelt, das die
Berufsarbeit zum zentralen Angelpunkt des

menschlichen Le-
bens macht. Diesem
Modell entstammen
gewissermaßen als
Abfallprodukt auch
jene altersspezifi-
schen Lebensent-
würfe, die wir in-
zwischen, gerade
weil sie klassen-
und schichtüberg-
reifend sind, schon
fast für natürliche
Entwicklungsstufen
des Lebens halten:
Mit Beginn der Pu-
bertät in Vorberei-

tung auf das Arbeitsleben erzwingt die Mo-
derne die „Jugendzeit“. Mit Eintritt in die
Berufsarbeit hält sie den Lebensentwurf des
„Erwachsenen“ bereit (Karriere, Familie,
Hauseigentum, etc.); und etwa mit 60 Jahren,
dem statistischen Ende der Berufsarbeit, folgt
dann der Lebensentwurf des Alters – interes-
santerweise weniger als eigenständiges Mo-
dell, sondern eher als Negativabdruck vom
Erwachsenen- bzw. Berufsmodell. Tatsäch-
lich ist am wenigsten klar, was der Lebensent-
wurf des Alters eigentlich sein soll. Dennoch
gibt es ein öffentlich zitiertes Standardmodell:
die „alten Leutchen“. Mit dem Ende der Be-
rufsarbeit degenerieren sie psychisch, phy-
sisch und sozial so weit, dass sie aus dem Be-
rufsleben ausscheiden, sich als Oma und Opa
an den Enkeln erfreuen und bald im Alters-
oder Pflegeheim landen – ab und zu unter-
brochen von altengerechtem Reisevergnügen
und vielleicht noch ein bisschen Altensport.

Aber schon lange ahnen wir, dass dieses
Modell der Wirklichkeit nicht mehr so ganz
entspricht. Es scheint gar obsolet. Dass dies
tatsächlich so ist, liegt zum einen sicher daran,

dass die Modernisierung zu einer vermehrten
Individualisierung sowie Pluralisierung der
Lebensstile geführt hat und Arbeit und Fami-
lie damit nur noch zwei von vielen frei be-
stimmbaren Variablen im Lebensentwurf des
Einzelnen sind. 1 Zum anderen liegt es jedoch
vor allem daran, dass das Leben nach der Ent-
beruflichung mit dem Modell der „alten Leut-
chen“ nicht mehr konform geht. Es ist einfach
sehr viel freier, individueller und flexibler ge-
staltbar. Denn mit 50, 60 oder auch 70 Jahren
sind die meisten Menschen heute schlicht
nicht alt. Alter ist damit kaum noch ein Ele-
ment eines Lebensentwurfs für über 50-Jähri-
ge. Weshalb dies so ist und welche Werteset-
zung und Lebensweise infolgedessen heute
die Lebensentwürfe der Menschen ab 50 Jah-
ren vor und nach dem Ausstieg aus dem Be-
rufsleben prägen, zeigen die Ergebnisse der
„50+ Studie“, einer repräsentativen, quantita-
tiven und qualitativen empirischen Studie, die
von Sozialwissenschaftlern der Universität
Osnabrück im Frühjahr 2008 anhand einer
Online-Befragung von 3880 Menschen zwi-
schen 50 und 70 Jahren angefertigt wurde. 2

Verschiebung des Alters-Limes

Dass das Alter kaum noch Element eines
Lebensentwurfs 50+ ist, liegt vor allem an
der Verschiebung des „Alters-Limes“. Die-
ser bezeichnet die Grenze zwischen „Alt-
Sein“ und „Nicht-Alt-Sein“ und hat sich in
den vergangenen Jahrzehnten um etwa 15
Jahre nach oben verschoben. Auslöser dafür
ist die sogenannte „Wertewandelkoalition“,
die den viel beschriebenen Wertewandel der
vergangenen 40 Jahre durchgesetzt hat. Die
Rebellen der Studentenrevolte, die „68er“
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1 Die biographischen Gestaltungsoptionen nehmen
durch die Individualisierung sowohl hinsichtlich zen-
traler Lebensdimensionen wie Beruf, Familie oder Re-
ligion als auch hinsichtlich peripherer Lebensbereiche,
wie Versicherungs- und Energiegesellschaft, Vereine
etc. zu. Vgl. Hartmut Rosa, Beschleunigung. Die Ver-
änderung der Zeitstruktur in der Moderne, Frankfurt/
M. 2005.
2 Vgl. Dieter Otten, Die 50+ Studie. Wie die jungen
Alten die Gesellschaft revolutionieren, Reinbek 2008.
Alle im Folgenden beschriebenen Erkenntnisse sind,
soweit nicht anderweitig gekennzeichnet, Ergebnisse
dieser Studie. Ein Teil des Fragebogens der 50+ Studie
und damit auch deren Ergebnisse wurden zusätzlich
durch zwei 1000er-Telefon-Befragungen überprüft.
Die vorliegenden Ergebnisse sind damit für alle 50- bis
70-Jährigen in Deutschland repräsentativ, ein Online-
Bias existiert nicht.
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und die „Babyboomer“ 3 wurden durch das
Aufwachsen in der Nachkriegszeit gleichar-
tig geprägt und schufen zum Teil grundle-
gend gewandelte Werte und Normen, die
zwar nur von einer radikalen Minderheit in-
toniert, von den anderen jedoch mit der
Zeit als Generationsstil übernommen wur-
den – und zwar weltweit. Dem stehen hier-
zulande nur wenige traditionelle, konservati-
ve und nicht zuletzt auch DDR-nostalgische
Milieus gegenüber, die sich dem allgemeinen
Veränderungssog aber nicht entziehen konn-
ten und wesentliche Werteänderungen mit
übernommen haben.

Diese unmittelbare Nachkriegsgeneration
macht derzeit etwa 25 Prozent der deut-
schen Bevölkerung aus und ist damit ebenso
groß wie die Gruppe der 20- bis 40-Jähri-
gen. Rechnen wir die heute 45- bis 50-Jähri-
gen dazu, also alle Babyboomer, verändert
sich das Verhältnis deutlich: Schon in fünf
Jahren wird die Gruppe der dann 50- bis
75-Jährigen knapp 27 Millionen Menschen
bzw. 33 Prozent der Gesamtbevölkerung
ausmachen.

Doch weshalb verschiebt sich der Alter-
Limes? Alter ist ein gesellschaftliches Kon-
strukt. Das Land und die Kultur in der man
lebt, Bildung und wirtschaftlicher Wohl-
stand entscheiden darüber, wie alt die Men-
schen werden oder wie früh sie sterben. Die
durchschnittliche Lebenserwartung variiert
stark von Land zu Land bzw. von Lebens-
stil zu Lebensstil. Wer etwa einen „interven-
tionistischen“ Lebensstil pflegt, auf große
Risiken (Rauchen, Drogen, harte Arbeit,
Stress, Gefahren) verzichtet und sich trai-
niert, kann ziemlich alt und lange jung blei-
ben; wer es nicht tut, wer „nihilistisch“ lebt,
altert in der Regel früher und stirbt auch
eher. Die Angehörigen der „Wertewandler-
Generation“ haben Zeit ihres Lebens den
Übergang von nihilistischen zu interventio-
nistischen Lebensformen betrieben bzw.
vollzogen. Heute haben sie das Gefühl, bis
zum 70. Lebensjahr nicht alt zu sein, auch
weil sie mehrheitlich fit sind. Das betrifft in
erster Linie die sportliche Verfassung, denn
nie zuvor waren Menschen in diesem Alter
so aktiv: Beachtliche 46 Prozent treiben re-

gelmäßig Sport. Weil sie den Lebensentwurf
der „Alten Leutchen“ ablehnen, unterneh-
men viele (fast) alles, um nicht alt zu wer-
den und werden es auch nicht – was ein ge-
radezu frappierendes Beispiel für soziale
Konstruktion von biologisch-gesellschaftli-
cher Wirklichkeit ist.

Physische, psychische und soziale Fitness

Entspricht der Eindruck, 50- bis 70-Jährige
seien nicht mehr alt, auch dem objektiv mess-
baren und subjektiv empfundenen Gesund-
heitszustand? De facto sind gesundheitliche
Beschwerden wie Bluthochdruck oder Rü-
ckenleiden weit verbreitet. Diese stellen je-
doch, durch Medikation und Therapie, für
die allermeisten Menschen dieser Generation
keine größere Einschränkung ihrer Lebens-
qualität dar. Die Zufriedenheit älterer Men-
schen mit ihrer Gesundheit war niemals
zuvor so hoch wie heute. 4

Gleichzeitig steigt auch die zu erwartende
durchschnittliche beschwerdefreie Lebenszeit
stetig an. 2002 lag sie laut Robert Koch-Insti-
tut bei 74 Jahren für Frauen und 70 Jahren für
Männer. 5 Auch aufgrund der von uns erho-
benen Daten liegt die Vermutung nahe, dass
die beschwerdefreie Lebenszeit mittlerweile
über das 80. Lebensjahr hinausgeht. Wahr-
nehmung und tatsächliche Qualität der Ge-
sundheit stimmen bei den Befragten also of-
fenbar überein. 64 Prozent der 50- bis 70-Jäh-
rigen glauben obendrein, sie könnten ihre
Kräfte in Zukunft noch erweitern.

Auch psychisch und sozial sind die heute
50- bis 70-Jährigen enorm fit. Sie sind in der
Regel beispiellos ich-stark, selbstbewusst und
mit sich selbst zufrieden. 81 Prozent geben
an, heute viel besser zu wissen, was sie im
Leben wirklich wollen. Der Grund dafür ist
nicht zuletzt eine hohe soziale Integration.
Sie sind sexuell aktiv, verfügen über gute Be-
ziehungen zu ihren (Ehe-)Partnern und der
Familie und entwickeln ein wohltuend selbst-

3 Der Begriff Babyboomer bezeichnet hier die in
Deutschland geborenen, geburtenstarken Nachkriegs-
jahrgänge bis 1964.

4 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ), Das Altern der Gesell-
schaft als globale Herausforderung. Deutsche Impulse,
Bd. 201, Stuttgart 2001.
5 Vgl. Robert Koch-Institut, Statistisches Bundesamt,
Gesundheit in Deutschland, Berlin 2006, in: www.aba-
fachverband.org/fileadmin/user_upload/user_upload_
2006/Gesundheitsbericht_2006.pdf (10. 8. 2009).
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bewusstes Verhältnis zum Alter. Sie reiben
sich kaum an der Tatsache, dass sie altern. Ihr
Lebensalter hat bei den Betroffenen auch auf
der Selbstwahrnehmungsebene nichts mehr
mit Alter im herkömmlichen Sinne zu tun.
Nicht nur der tatsächliche, sondern auch der
gefühlte Alters-Limes hat sich nach hinten
verschoben. Da verwundert es auch nicht,
dass in Lebensentwürfen 50+ das Alt-Sein
längst ausgeklammert ist.

Berufliche und finanzielle Situation

Neben den physischen und psychischen Ge-
gebenheiten haben auch die berufliche Situa-
tion und eine im Schnitt solide finanzielle
Lage Einfluss auf moderne Lebensentwürfe
50+. Tatsächlich sind die 50- bis 70-Jährigen
die relativ wohlhabendste Altersgruppe der
Republik. 6 Auch sind sie in bescheidenem
Maße vermögend: 7 54 Prozent besitzen
Wohneigentum oder Vermögensrücklagen.
Diesen stehen jedoch 46 Prozent Nicht-Ver-
mögende gegenüber, von denen etwa die
Hälfte zusätzlich über relativ niedrige Ein-
kommen verfügt und deren Aussichten in
Bezug auf Rente und Altersversorgung
durchaus als schlecht zu bezeichnen sind.

Diese Zweiteilung gründet auf der Stellung
im Arbeitsprozess. Von den gut 20 Millionen
Menschen, die heute zwischen 50 und 70
Jahre alt sind, sind etwas weniger als die
Hälfte noch erwerbstätig – die meisten davon
abhängig beschäftigt als Angestellte (45,6 %),
Arbeiter (28,7 %) und Beamte (8,1 %). 17,6
Prozent sind selbstständig – eine Rate, die
über 1,7-mal so hoch ist, wie die Selbständi-
genquote in der Gesamtbevölkerung. Sie ist
damit zu erklären, dass jeder vierte Selbst-
ständige nach dem 65. Lebensjahr erwerbstä-
tig bleibt.

Die Selbstständigen in Deutschland sind
damit Trendsetzer, denn sie leben vor, was die
meisten anderen in ihre weitere Lebenspla-
nung einkalkulieren: 30 Prozent der 50- bis
70-Jährigen wollen auch nach der Verrentung
weiter in ihrem Beruf tätig sein. 60 Prozent
möchten zwar nicht ihren Beruf weiter aus-
üben, aber sehr wohl etwas Berufsähnliches
tun. Das zeigt, dass es in Deutschland erheb-
lichen Bedarf an Betätigung jenseits der Er-
werbsbeschäftigung gibt. Unsere Wirtschafts-
und Sozialordnung sieht jedoch für Nicht-
Selbständige nur das Ehrenamt als Lösung
vor. Ehrenamtliches und freiwilliges Engage-
ment haben in den vergangenen Jahren tat-
sächlich leicht zugenommen, doch nur 22
Prozent der Befragten sind ehrenamtlich
tätig, was nicht selten am „Sozialcharakter“
der Ehrenamtlichkeit selbst liegt. Hier ist Re-
formbedarf erster Ordnung angesagt. Arbeit
muss neu definiert und in die Veränderung
der Bevölkerungsstruktur integriert werden.

66 Prozent der Angehörigen der Generation
50+ haben sehr genaue Vorstellungen darüber,
wie sie die freie Zeit, die ihnen mit der Entbe-
ruflichung zufällt bzw. zufallen wird, nutzen
möchten. Die meisten wollen die gewonnene
Zeit nicht mit Nichtstun vergeuden, sondern
in Tätigkeit investieren. Aber diese Betätigung
soll auch in Form von Arbeit weniger dem Er-
werb dienen, als zur Selbstverwirklichung bei-
tragen. Dadurch scheint die Trennung zwi-
schen Arbeit und Freizeitbetätigung fließend
zu werden: Die Nutzung der gewonnenen Zeit
soll etwas mit Bildung, Reisen, Kultur, aber
durchaus auch etwas mit Arbeit zu tun haben.
Beim Reisen geht es den Befragten um Erleb-
nisse kombiniert mit Partnerschaft und Unter-
haltung. Die häusliche Freizeit dient vor allem
der gestalterischen Selbstverwirklichung, sei es
in Garten oder Haus, beim Kochen oder auch
Gäste bewirten.

Familie, Ehe und Partnerschaft

Die 50- bis 70-Jährigen blicken heute auf völ-
lig andere, liberalere Erfahrungen mit Fami-
lie, Ehe und Partnerschaft zurück, als alle an-
deren Menschen im gleichen Alter zuvor. 8

6 Die bundesdeutsche Bevölkerung ab 50 Jahre ver-
fügte 2004 über ein durchschnittliches Haushaltsein-
kommen von 113 Prozent des gesamtdeutschen
Durchschnittseinkommens. Vgl. Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin, Auswirkungen
des demographischen Wandels auf die private Nach-
frage nach Gütern und Dienstleistungen in Deutsch-
land bis 2050, Berlin 2007, in: www.diw.de/docu
ments/publikationen/73/55742/diwkompakt_2007–
026.pdf (11. 8. 2009).
7 Vermögend meint hier privates Eigentum am eige-
nen Haus bzw. der eigenen Wohnung oder den Besitz
von Vermögenswerten anderer Art wie zum Beispiel
Immobilien, die man nicht selbst bewohnt.

8 Fast 80 Prozent der 50- bis 70-Jährigen hatten mehr
als einen Partner im Leben, über 70 Prozent würden
deshalb eine Beziehung, die nicht mehr trägt, auch be-
enden und rund 50 Prozent geben an, sich sexuell
„ausprobiert“ zu haben.
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Dennoch sind mehr als 71 Prozent dieser Ge-
neration verheiratet und weitere 10 Prozent
leben in einer eheähnlichen Lebenspartner-
schaft. Damit hat die deutliche Mehrzahl die
Partnerschaft zum wichtigsten Alltagsgut
und damit zu einem Kernelement ihres weite-
ren Lebensentwurfs erkoren. Und zwar des-
halb, weil sich die Partner in der Regel groß-
artig verstehen: 80 Prozent sind mit ihrer Be-
ziehung zufrieden bis sehr zufrieden. Der
Kern dieses guten Verständnisses ist die Lust
am Zusammensein. Dazu gehört vor allem
die gemeinsame Aktivität im Alltag wie in
Freizeit und auf Reisen. Eine weitere häufig
genannte Aktivität, die das Nicht-Alt-Sein
besonders gut verdeutlicht, ist das Feiern:
Immer mehr Menschen über 50 gehen (zu-
sammen oder auch allein) zu Tanzpartys mit
und ohne „Ü“ in Szenetreffs, Clubs oder Dis-
kotheken, einfach nur um zu tanzen und aus-
zuspannen.

Besonders hervorzuheben ist, dass Frauen
der Generation 50+ auf ganz vergleichbare li-
berale und sexuell tabufreie Erfahrungen und
Biographien zurückblicken können wie Män-
ner. Die Emanzipation der Frauen, ihre per-
sönlichen Entwicklungen und ihre Biographi-
en nach 1968 sind vermutlich die wichtigsten
Voraussetzungen für das Gelingen einer guten
Partnerschaft bis ins hohe Alter. Wir nennen
diesen Trend das „Philemon-und-Baukis-Syn-
drom“ 9 und halten ihn für einen der Haupt-
trends der Zukunft. Er hat nur eine (mögliche)
Schwachstelle: Die familiär begründete, Gene-
rationen übergreifende Beziehungsinfrastruk-
tur ist durch den Geburtenrückgang nicht
mehr gesichert. Für Philemon und Baukis wer-
den die Enkelkinder rar und die Betonung der
Paarbeziehung – sozusagen als Ersatz für Fa-
miliensolidarität – kann ein Netzwerk nicht
wirklich ersetzen, denn sie setzt Beziehungs-
Monokultur an die Stelle von Vielfalt.

Auch Sex spielt im Leben der über 50-Jäh-
rigen eine wichtige Rolle. Über 80 Prozent
der Männer und gut 60 Prozent der Frauen
geben an, regelmäßig Geschlechtsverkehr zu
haben. 62 Prozent der Männer und 33 Pro-

zent der Frauen „machen es“ zwei bis drei
Mal im Monat. Im höheren Alter zeichnet
sich jedoch ein Rückgang sexueller Aktivität
ab. Nur ein sehr kleiner Teil der älteren Be-
völkerung (über 70) hat noch Sex, was aber
nicht das Ende von Liebe und Zärtlichkeit
sein muss. In dieser Phase gewinnen die wei-
chen Faktoren der Sexualität an Bedeutung.
So kommt es im Alter zwischen 50 und 70
Jahren offenbar darauf an, die Transformation
der Sexualität „fleischlichen“ Stils in eine „ve-
getarische“ Form hinzubekommen.

Wohnexperimente

Beim Thema Wohnen ist in den Lebensentwür-
fen 50+ ein neuerlicher Variantenreichtum an
die Stelle von Altenheim oder Pflege innerhalb
der Familie getreten. Zwei populär diskutierte
Modelle für das Wohnen im Alter sind die
Alten-Wohngemeinschaft und das Mehrgenera-
tionenhaus. Die Frage ist jedoch, ob diese eine
flächendeckende Realisierungschance haben,
wo doch die Generation der 50- bis 70-Jährigen
in so guten Wohnverhältnissen lebt, dass eine
Bereitschaft, sich in solchen Projekten nieder-
zulassen, nicht unbedingt wahrscheinlich er-
scheint. 60 Prozent unserer Befragten halten
das Mehrgenerationenhaus jedoch für hoch at-
traktiv. Nicht weil sie derzeit einen besonderen
Bedarf dafür hätten, sondern weil es unter der
Perspektive schwindender Familiensolidarität
eine echte Alternative darstellt. Das Modell fin-
det jedoch aus einem weiteren Grund bei der
Zielgruppe 50+ breite Unterstützung: 88 Pro-
zent der Menschen zwischen 50 und 70 Jahren
würden nie oder nur im Pflegefall in ein Alten-
heim gehen. Wenn der Zeitpunkt der Pflegebe-
dürftigkeit eintritt, werden also neue Modelle
als erforderlich angesehen, um mit dem Pflege-
problem und anderen Betreuungsaufgaben im
hohen Alter fertig zu werden. Solange die
Zweierbeziehung noch funktioniert, werden
solche Modelle nicht als zwingend empfunden.
Wenn sie aber wegfällt, kommt der Punkt der
Wahl zwischen der Betreuung im Altersheim
und möglichen Alternativen. Wenn es diese
gibt, hat das klassische Altersheim vermutlich
keine große Chance mehr.

Machtvolle Mittelschicht?

Wenn die Menschen zwischen 50 und 70 Jah-
ren heute nicht mehr alt sind, was bedeutet das
für die Gesellschaft, die Politik oder für nach-

9 Philemon und Baukis: Das Paar aus der griechischen
Mythologie, das die olympischen Götter wegen ihrer
Gastfreundschaft damit beschenkten, zusammen in
Liebe alt werden zu können. Sie taten dies weisungs-
gemäß und geben damit für die Literatur eine Me-
tapher für diese Art der Ausnahmeliebe ab: Das ältere
sich liebende (Ehe-)Paar.
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folgende Generationen? Welche Konsequen-
zen ziehen die historisch einzigartigen Le-
bensentwürfe der Generation 50+ mit sich?

Durch die demographischen Prozesse der
vergangenen 50 Jahre ist die Generation 50+
in eine Mehrheitsposition gelangt, die ihr die
Macht gibt, die gesellschaftlichen und politi-
schen Prozesse in diesem Land grundlegend
zu beeinflussen. Die ökonomischen Daten
über die 50- bis 70-Jährigen deuten darauf
hin, dass sich hier die Mittelschicht verbirgt,
deren Ende schon so oft prognostiziert wur-
de. 10 Offensichtlich hat sich nur ihr Gesicht
gewandelt: Es ist faltiger, linker und liberaler
geworden. Die Ober- und Mittelschicht des
beginnenden 21. Jahrhunderts setzt sich ins-
besondere aus den sozialen Milieus der Post-
materialisten und modernen Leistungsträger
zusammen. Dies sind mehrheitlich soziale
Aufsteiger und Gewinner der Bildungsexpan-
sion, aber auch etliche aus der bürgerlichen
Elite. Sie haben einen anderen Lebensstil in
die Oberschichten mitgebracht, als er in der
Vergangenheit üblich war. Sie verstehen sich
nicht als konservative Bourgeois sondern viel-
mehr als Citoyen. 11 Sie denken nicht konser-
vativ, nicht in militaristischen und patrioti-
schen Traditionen; sie sind linksliberal und
ökologisch, stehen für Emanzipation, Ge-
schlechtergleichberechtigung und soziale Ge-
rechtigkeit. Kurz: Sie ähneln Jean-Jacques
Rousseaus Idee vom aufgeklärten Citoyen
mehr als es je eine Ober- und Mittelschicht in
Deutschland zuvor getan hat. Diese neue
Ober- und Mittelschicht wird trotz ihres fort-
geschrittenen Alters die nächsten 20 bis 25
Jahre politisch und gesellschaftlich prägen,
bevor auch sie abtreten und eine völlig verän-
derte Moderne hinterlassen wird. Unter die-
sen Umständen kann die Verbindung zwi-
schen bürgerlichen Schichten und christlich-

konservativer Politik in Deutschland bzw.
das Modell der bürgerlichen Volkspartei und
ihres Typs konservativer Politik zukünftig
keinesfalls als gesichert gelten.

Lebenslang arbeiten?

Reformprojekte in aller Welt zeigen: Es kann
eine faszinierende Erfahrung sein, bis ins
hohe Alter zu arbeiten. Wenn aber ein erheb-
licher Teil der Bevölkerung über 65 Jahre
weiter arbeiten möchte, womöglich bis zum
80. Lebensjahr und darüber hinaus, gerät das
gesamte System der Arbeitsmarktregulierung
ins Wanken. Zumutbarkeit und Grenzen der
Arbeit im Alter müssen deshalb neu be-
stimmt werden. Die Faszination der be-
stehenden Modelle geht davon aus, dass die
arbeitenden Älteren von jeglichen ökonomi-
schen Zwängen befreit sind: Sie haben ihre
Renten sicher. Stehen Ältere aber unter dem
Zwang der Erwerbsarbeit, kann und wird der
Segen zum Problem werden, Ausbeutung,
Lohn- und Rentenkürzung wären nur einige
denkbare Folgen. Somit kann die Frage nach
der Arbeit im Alter nicht losgelöst von der
Frage der sozialen Sicherung diskutiert und
beantwortet werden.

Das Ehrenamt allein kann diese Problema-
tik nicht lösen. Es ist nicht darauf eingestellt,
Millionen von Menschen auf Dauer eine sinn-
volle Beschäftigung zu geben. Möglicherwei-
se hat aber ein altes Konzept, die Eigenarbeit,
eine Renaissance vor sich. Das Grundprinzip
der Eigenarbeit ist das „Selbermachen statt
kaufen“: Menschen schließen sich dauerhaft
und verlässlich zusammen, um gemeinsam
Probleme zu lösen, die sonst nicht oder nicht
so gut gelöst werden könnten. So können al-
leinstehende ältere Menschen beispielsweise
in einer Alten-WG die häusliche Pflege in Ei-
genarbeit übernehmen oder ältere und jünge-
re Menschen sich im Mehrgenerationenver-
bund gegenseitig im Haushalt und bei der
Kindererziehung unterstützen. In Eigenarbeit
können zum Beispiel auch Kindertagesstät-
ten, Hausarbeitsgruppen, Spielkreise oder
Werkstätten geführt werden. Die Erfahrung
mit solchen Projekten zeigt, dass so etwas am
besten gelingt, wenn man auch zusammen
wohnt oder siedelt.

Eines steht jedoch fest: Der heutige Nor-
mallebenslauf, der um das Berufsleben herum

10 Vgl. z. B. Markus M. Grabka/Joachim R. Frick,
Schrumpfende Mittelschicht – Anzeichen einer dauer-
haften Polarisierung der verfügbaren Einkommen?,
DIW Berlin Wochenbericht, (2008) 10, in:
www.diw.de/documents/publikationen/73/79586/08–
10–1.pdf (17. 8. 2008).
11 Bourgeois (franz.): Wohlhabendes Bürgertum; Ci-
toyen (franz.): (Staats)Bürger, der politische Teilhabe
beansprucht und dafür die ihm von der Verfassung ge-
währten politischen Freiheitsrechte ausschöpft. Vgl.
Karl-Heinz Hillmann, Wörterbuch der Soziologie,
Stuttgart 1994; Götz Frank, Die zögerliche Annähe-
rung des Bürgers an den Citoyen, in: Einblicke, (2004)
39, in: www.presse.uni-oldenburg.de/einblicke/39/
3frank.pdf (12. 8. 2009).
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organisiert ist und in dem Menschen mit
durchschnittlich 60 Jahren aus dem Arbeits-
prozess ausgegliedert werden, kann mit den
gesellschaftlichen Herausforderungen nicht
Schritt halten. Die Ressource Zeit, die nach
dem Berufsleben so reichlich vorhanden ist,
muss genutzt werden. Diese Chance blieb
(bisher) ungenutzt.

Generationengerechtigkeit?

Der Wohlstand der Generation 50+ ist das
Produkt gesellschaftlicher Transfers aus dem
System sozialer Sicherheit. Doch dieses Mo-
dell der 1950er Jahre mit der Sozialversiche-
rungspflicht als Basis ist angesichts der demo-
graphischen Entwicklung auf Dauer nicht
tragfähig. Die Generationengerechtigkeit ver-
langt gerade hinsichtlich der Zukunftschan-
cen der jüngeren Jahrgänge eine vernünftige
Lösung des Rentenproblems. Angesichts
ihrer numerischen Überlegenheit in der Ge-
sellschaft erscheint es unwahrscheinlich, dass
Lösungen gefunden werden, die nicht vom
politischen Willen der Generation 50+ getra-
gen werden. Die zukünftige Wählerstruktur
könnte aber durchaus zu überraschenden po-
litischen Bündnissen und neuen Lösungen
führen. Die Partei oder Koalition, die am
ehesten in der Lage sein wird, realistische
Perspektiven zur (zumindest teilweisen) Lö-
sung des Problems der sozialen Sicherung für
die Zukunft aufzuzeigen, dürfte ähnlichen
Erfolg haben, wie die CDU Konrad Adenau-
ers bei der Bundestagswahl 1957.

Wohnverwandtschaften?

Jenseits des 80. Lebensjahrs nimmt das
Pflegerisiko dramatisch zu. Selbst wenn wir
dieses zukünftig durch medizinische Fort-
schritte halbieren, müssen wir davon ausge-
hen, dass fast jeder Dritte aus der Generation
50+ zu einem Pflegefall wird. Das wären in
20 Jahren um die 5 Millionen Pflegefälle. Sol-
len diese in Heimen untergebracht werden,
müssten schätzungsweise 50 000 Heime ge-
baut werden. 12 Derzeit werden 80 Prozent

der Pflegefälle zu Hause betreut. Will man
die drohende Betreuungskatastrophe verhin-
dern, wird das auch in Zukunft so bleiben
müssen. Nur führen die veränderten Lebens-
umstände schrumpfender Familien dazu, dass
wir uns immer weniger auf die Familienpflege
verlassen können. Single-Haushalte werden
deutlich zunehmen: Von den über 70-Jähri-
gen leben schon 56 Prozent allein, von den
über 80-Jährigen 72 Prozent.

Die „Bohnenstangenfamilie“ 13 der weni-
gen, aber intensiven Verwandtschaftsbezie-
hungen kann das Problem weder lösen noch
abfedern, weil ihre Mitglieder zu weit von-
einander entfernt siedeln. Lösungen sind
möglich, wenn die Themen „Pflege im Alter“
und „Wohnen im Alter“ in nicht-familiären
Verbünden zusammengedacht werden. Doch
ob Alten-WG oder Mehrgenerationenhaus,
die Frage der pflegenden Solidarität muss ge-
löst werden. Hier könnte Eigenarbeit in der
Tat ein funktionierendes Modell darstellen.
Vielleicht ist es eine List der Vernunft, dass
der Städtebau im Zusammenhang mit der
ökologischen Erneuerung ganz neue Perspek-
tiven eröffnet. Diese bieten Platz für neue
Modelle des Wohnens, der Eigenarbeit und
der Solidarität unter Menschen, die nicht
blutsverwandt sind, aber vielleicht „wohnver-
wandt“ genannt werden können.

Es könnte sich als Glücksfall der Ge-
schichte erweisen, dass mit der beschriebenen
„Wertewandelkoalition“ gerade jetzt eine Ge-
neration in jenes Alter kommt, in dem sie die
Kraft, die Einstellung und die gesellschaftli-
che Macht besitzt, durch ihre weitere Lebens-
planung die gesellschaftlichen Herausforde-
rungen zu stemmen und so zeitgemäße Le-
bensentwürfe 50+ zu etablieren.

12 Zum Vergleich: Im Jahr 2003 existierten bundesweit
9743 zugelassene Pflegeheime sowie 713 195 Pflege-
plätze. Vgl. Kap. 3.1.1 in: Erster Bericht des BMFSFJ
über die Situation der Heime und die Betreuung der
Bewohnerinnen und Bewohner, Berlin 2006, in:
www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Publikationen/heim
bericht/root.html (17. 8. 2009).

13 Bohnenstangenfamilie: Die Anzahl der gleichzeitig
lebenden Generationen steigt an, während die Zahl der
Familienmitglieder pro Generation durch den Ge-
burtenrückgang abnimmt. Vgl. Karl Otto Hondrich,
Weniger sind mehr. Warum der Geburtenrückgang ein
Glücksfall für unsere Gesellschaft ist, Frankfurt/M. 2007.
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Michael Feldhaus · Monika Schlegel

Vielfalt (mobiler)
Lebensformen?

Der Wandel von familialen und nichtfa-
milialen Lebensformen in den vergan-

genen Jahrzehnten lässt sich für nahezu alle
Industrienationen feststellen, wenn auch

unterschiedlich in den
Anfängen und in
ihren qualitativen und
quantitativen Ausprä-
gungen. 1 Als Ver-
gleich dient oftmals
der Familientypus der
modernen bürgerli-
chen Kleinfamilie, die
ihre stärkste Verbrei-
tung in den 1950er/
1960er Jahren hatte
und die gekennzeich-
net ist durch die le-
gale, lebenslange, mo-
nogame Ehe zwischen
einem Mann und
einer Frau, die mit
ihren gemeinsamen

Kindern in einem Haushalt leben, mit tradi-
tioneller, geschlechtsspezifischer Arbeitstei-
lung. Vor diesem Hintergrund wird der An-
stieg der nichtehelichen Lebensgemeinschaf-
ten mit und ohne Kinder, der kinderlosen
Ehen, der Alleinlebenden und die Zunahme
von Ein-Eltern- und Stief-Familien oftmals
als „Pluralisierung der Lebensformen“ zu-
sammengefasst. Insgesamt weisen verschie-
dene empirische Analysen leichte Anstiege
der Pluralität familialer und nichtfamilialer
Lebensformen nach.

Als Ursachen für die Diversifikation von
Lebensformen werden die Wohlstandssteige-
rung, die Bildungsexpansion, die veränder-
ten Anforderungen des Arbeitsmarktes, der
Wertewandel mit einer stärkeren Betonung
von Selbstverwirklichungs- statt Pflicht-
und Akzeptanzwerten sowie die Entwick-
lung des Wohlfahrtsstaates angeführt. Kriti-
sche postmoderne Stimmen verwenden an-
gesichts dieser Zunahme an Wahlfreiheit
und Optionsspielräumen die Metapher eines

„Supermarktes“ mit einem breiten Sortiment
von Alternativen und Akteuren, die eine
Auswahl treffen. 2 Unstrittige Kriterien für
die Klassifizierung von Lebensformen sind
der Partnerschafts- und Elternschaftsstatus,
der Familienstand und die Haushaltsformen.
Strittig ist hingegen, ob nicht Zweitwohn-
sitze, die sozialen Netzwerkbeziehungen
sowie insbesondere die räumliche Mobilität
stärker berücksichtigt werden sollten, da sie
nachhaltig die alltägliche Organisation des
partnerschaftlichen und familialen Zusam-
menlebens beeinflussen. Die Aufnahme zu-
sätzlicher Kriterien zur Beschreibung und
Analyse von Lebensformen wird mit der
zunehmenden gesellschaftlichen Komplexität
begründet. So haben insbesondere beruflich
bedingte Mobilitätserfordernisse im Zuge
der Umstrukturierung des Arbeitsmarktes in
den vergangenen Jahren zugenommen.
Ebenso dürfte die gestiegene Erwerbstätig-
keit von Frauen zu einer Erhöhung der
Mobilitätsanforderungen insbesondere von
Partnerschaften beitragen.

Erste deskriptive Analysen

Empirisch stößt die Erforschung von Lebens-
formen in vielerlei Hinsicht an Grenzen.
Zwar haben verschiedene Studien und die
amtliche Statistik die Datenlage erheblich ver-
bessert, dennoch lassen sich systematische
Defizite ausmachen: Es wird zu stark auf
strukturelle Faktoren (wie Bildung, Alter, Be-
ziehungsdauer, Erwerbsstatus) fokussiert,
während partnerschaftsspezifische Bezie-
hungs- und Persönlichkeitsmerkmale ver-
nachlässigt werden. Zudem mangelt es an
Längsschnittstudien, die es erlauben, indivi-
duelle Entscheidungs- und Verarbeitungspro-
zesse adäquat abzubilden. Im Folgenden wer-
den erste empirische Ergebnisse der neu erho-
benen pairfam-Daten kurz dargestellt, die
insgesamt das Potenzial haben, lebensform-
bezogene Analysen erheblich zu erweitern.
pairfam ist eine repräsentative Panelstudie
zur Beziehungs- und Familienentwicklung in
Deutschland und umfasst 12 402 Befragungs-
personen, verteilt auf die Altersstufen der
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1 Als Überblick vgl. Michael Wagner, Entwicklung
und Vielfalt der Lebensformen, in: Norbert F. Schnei-
der (Hrsg.), Lehrbuch Moderne Familiensoziologie,
Opladen 2008, S. 99–120.
2 Vgl. Hans-Peter Blossfeld/Marina Rupp, Familiale
Übergänge, in: ebd., S. 139–166.
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15–17-Jährigen (= 4334 Befragte), der 25–27-
Jährigen (= 4016) sowie der 35–37-Jährigen
(= 4052).

Wie verteilen sich nun die verschiedenen
Lebensformen? In der Gruppe der 15–17-
Jährigen leben 26 % in einer Partnerschaft,
bei den beiden älteren Gruppen beträgt der
Anteil bereits 76 %, wobei etwas mehr als
10 % vorher schon einmal mit ihrem jetzigen
Partner zusammen waren und Partnerschafts-
entwicklungen keineswegs immer gradlinig
verlaufen. Nahezu 82 % der Befragungsper-
sonen der älteren Gruppen leben mit ihrer
Partnerin bzw. ihrem Partner zusammen.
Eine Betrachtung der Lebensformen im
Haushalt ergibt folgende Verteilung: Mehr als
90 % der jüngsten Gruppe wohnen mit ihren
Eltern und Geschwistern zusammen; der An-
teil der Drei-Generationen-Familien liegt
hier bei etwa 4 %. Bei den älteren Gruppen
zeigt sich ein differenzierteres Bild: Hier er-
geben sich höhere Anteile für die Alleinle-
benden (15,3 %), für diejenigen, die nur mit
ihrem Partner zusammenleben (knapp 18 %),
und vor allem für diejenigen, die mit ihrem
Partner und ihren Kindern alleine in einem
Haushalt leben (41,8 %). Insgesamt zeigt die
Verteilung, dass sich der Grad an Ausdiffe-
renzierung von Lebensformen bei diesen Kri-
terien in Grenzen hält. Wie wirkt sich der
Einbezug weiterer Kriterien, wie der zweite
Wohnsitz und die verschiedenen partner-
schaftlichen Mobilitätstypen aus? Die Analy-
sen ergeben, dass der Anteil derer, die ange-
ben, dass sie noch einen zweiten oder mehr
Haushalte haben, in den beiden älteren Ko-
horten bei lediglich 5 % liegt. Bei der Frage,
wie mobil diese Alterskohorten sind, bezie-
hen wir uns auf die von Norbert Schneider
(et al.) eingeführten Mobilitätstypen: 3

a) Shuttles (Wochenendpendler, die sich ar-
beitsbedingt für einen Zweithaushalt am Ar-
beitsort eines Partners entscheiden) treten in
den beiden älteren Gruppen nur bei knapp
1 % der Stichprobe auf.

b) Fernbeziehungen, definiert als Partner-
schaften mit zwei getrennten, eigenständigen
Haushalten, kommen in 18,5 % der bestehen-
den Partnerschaften der älteren Gruppen vor.
Fragt man jedoch zum Beispiel rein deskrip-
tiv, wie „fern“ denn diese Fernbeziehungen

sind und zieht als Angabe die Information
nach der Häufigkeit gemeinsam verbrachter
Nächte im vergangenen Monat heran, zeigt
sich, dass 37,8 % zwei bis drei Nächte pro
Woche, 11,8 % vier bis fünf Nächte und 15 %
fast jede Nacht angeben.

c) Fernpendler (täglicher einfacher Arbeits-
weg von mehr als einer Stunde) sind in 6 %
der Partnerschaften zu finden. Dieser Anteil
wird jedoch zu gering eingeschätzt, da uns
dazu die entsprechenden Angaben der Part-
nerinnen bzw. Partner fehlen.

d) Varimobile (Personen mit variierenden
Mobilitätserfordernissen und längeren Abwe-
senheiten). Bildet man eine Gruppe aus denje-
nigen, die in den vergangenen drei Monaten
mehr als 30 Tage „auswärts“ übernachteten, so
sind 3 % der Partnerschaften von dieser Situa-
tion betroffen. Auch hier wird der Anteil eher
noch unterschätzt, da eine entsprechende An-
gabe der Partner nicht verfügbar ist.

Ausblick

Unsere Ergebnisse zeigen, dass sich bei einer
ersten groben Übersicht keine starken Diffe-
renzierungen hinsichtlich der Lebensformen
ergeben. Werden jedoch weitere Kriterien mit
einbezogen, welche die alltägliche Haushalts-
organisation, die Partnerschafts- und Fami-
lienzeit in zentraler Hinsicht beeinflussen, wie
die Angaben zur Mobilität, ergibt sich ein
etwas anderes Bild. Zwar findet sich die viel-
fach beschriebene hoch mobile Gesellschaft in
den pairfam-Daten nicht wieder, aber ihr An-
teil ist dennoch nicht zu unterschätzen. Diese
Ergebnisse geben aber nur einen kurzen Ein-
blick. Die pairfam-Daten enthalten eine Viel-
zahl von weiteren Informationen, mit denen
nunmehr genauer untersucht werden kann,
wie sich die unterschiedlichen Faktoren auf
die Partnerschaftsqualität und -stabilität, auf
die Zeit mit Kindern und andere Aspekte des
Familienlebens auswirken. Vor allem ergibt
sich durch das Paneldesign der Studie die bis-
her einmalige Möglichkeit, den Wechsel von
Lebensformen vorausschauend zu betrachten
und nach ihren Wechselwirkungen mit ande-
ren Lebensbereichen zu fragen. Erst danach
kann die Frage beantwortet werden, ob es ge-
rechtfertigt ist, heute von einem „Supermarkt“
der Lebensformen zu sprechen.

3 Vgl. Norbert F. Schneider et al., Mobil, flexibel, ge-
bunden, Frankfurt–New York 2002.
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Norbert Bolz
3-6 Ich will einen Unterschied machen!

Das Problem der Selbstverwirklichung liegt darin, Freiheit in Sinn zu verwan-
deln. Was uns in den Augen der anderen Würde und Wert verleiht, ist nicht der
Lebensstandard, sondern die Lebensführung.

Thomas Gesterkamp
7-12 Vielfalt der Geschlechterrollen

Die meisten Frauen betrachten Erwerbsarbeit nicht mehr als Zwischenspiel vor
der Familiengründung. Die Reaktionen der Männer auf diesen Wandel unter-
scheiden sich je nach Bildungsstand, sozialer Schicht und kultureller Kompetenz.

Kathrin Mahler Walther · Helga Lukoschat
13-18 Kinder und Karrieren: Die neuen Paare

Paare, die sich Familien- und Erwerbsarbeit partnerschaftlich teilen, müssen
hohen persönlichen Einsatz bringen. Doch das anspruchsvolle Lebensmodell
lohnt sich: für die Paare selbst, für ihr Umfeld und für die Gesellschaft.

Klaus Dörre
19-24 Ende der Planbarkeit? Lebensentwürfe in unsicheren Zeiten

Unsicherheit kann nur dann als Anreiz begriffen werden, wenn ein bestimmtes
Niveau an Einkommens- und Beschäftigungsstabilität gesichert ist. Prekarität
kann mit Optionenvielfalt verbunden sein; Freiheitsgewinn bedeutet sie nicht.

Marina Rupp
25-30 Regenbogenfamilien

Gleichgeschlechtliche Paare und deren Familien weisen sehr unterschiedliche Fa-
milienstrukturen auf. Das Ausbalancieren der verschiedenen Elternpositionen
wirft für die Betroffenen wie auch für die rechtliche Rahmung viele Fragen auf.

Dieter Otten · Nina Melsheimer
31-36 Lebensentwürfe „50plus“

Lebensstil und Lebensgefühl der Menschen zwischen 50 und 70 Jahren werden
heute kaum mehr durch das „Alt-Sein“ geprägt. Der „Alters-Limes“ hat sich ver-
schoben. Was sind die politischen und gesellschaftlichen Konsequenzen daraus?

Michael Feldhaus · Monika Schlegel
37-38 Vielfalt (mobiler) Lebensformen?

Es werden erste Ergebnisse der neu erhobenen pairfam-Daten zur Vielfalt fami-
lialer und nichtfamilialer Lebensformen vorgestellt. Dabei werden insbesondere
partnerschaftliche Mobilitätstypen berücksichtigt.


